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Unbeabsichtigtes Vorhandensein von GVO in anderen Produkten 

§ 62c. (1) Wer Erzeugnisse (§ 54 Abs. 1) in Verkehr bringt, ist verpflichtet, mit besonderer Sorgfalt 
darauf hinzuwirken, dass insbesondere bei Vertrieb, Transport, Lagerung, Verwendung und Verarbeitung 
eine Vermischung der in den Erzeugnissen enthaltenen GVO, mit Waren, die bestimmungsgemäß keine 
GVO enthalten dürfen, vermieden wird. 

(2) Die übrigen Bestimmungen des III. Abschnittes betreffend Freisetzen von GVO und In-Verkehr-
Bringen von Erzeugnissen sind auf Produkte, die Spuren eines im EWR nicht zugelassenen GVO oder 
einer Kombination solcher GVO bis zu einem Schwellenwert von 0,1% enthalten, nicht anzuwenden, 
sofern das Vorhandensein des oder der GVO unbeabsichtigt oder technisch unvermeidbar ist. 

(3) Abweichend von Abs. 2 ist bis 18. April 2007 auf das In-Verkehr-Bringen eines Produktes, das 
für die unmittelbare Verwendung als Lebensmittel oder Futtermittel oder für die Verarbeitung vorgesehen 
ist und Spuren eines noch nicht im EWR zugelassenen GVO oder einer Kombination solcher GVO 
enthält, der III. Abschnitt dieses Bundesgesetzes nicht anzuwenden, sofern 

 1. der Anteil an solchen GVO im Produkt den Schwellenwert von 0,5 % nicht überschreitet, 

 2. das Vorhandensein des oder der GVO unbeabsichtigt oder technisch unvermeidbar ist, 

 3. bezüglich des oder der GVO durch den zuständigen wissenschaftlichen Ausschuss der 
Europäischen Kommission oder durch die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit eine 
positive Stellungnahme vor dem 18. April 2004 abgegeben wurde, 

 4. ein diesbezüglicher Zulassungsantrag für das In-Verkehr-Bringen nicht im entsprechenden 
gemeinschaftsrechtlichen Verfahren abgelehnt worden ist und 

 5. die Nachweisverfahren für den oder die GVO öffentlich verfügbar sind. 

(4) § 62 ist auf Produkte, die Spuren von im EWR zugelassenen GVO enthalten, nicht anzuwenden, 
sofern diese Produkte für eine unmittelbare Verarbeitung vorgesehen sind, der Anteil an solchen GVO 
einen Schwellenwert von 0,9 % nicht übersteigt und dieser Anteil unbeabsichtigt oder technisch 
unvermeidbar ist. 

(5) Zur Feststellung, dass das Vorhandensein von GVO unbeabsichtigt oder technisch unvermeidbar 
ist, hat derjenige, der ein Produkt in Verkehr bringt oder gebracht hat, auf Verlangen der Behörde oder 
der Kontrollorgane nachzuweisen, dass geeignete Maßnahmen getroffen wurden, um das Vorhandensein 
des oder der GVO zu vermeiden. 

(6) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen wird ermächtigt, zur Umsetzung von 
Durchführungsbeschlüssen im Regelungsausschussverfahren gemäß der Richtlinie 2001/18/EG oder der 
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 die in den Abs. 2 bis 4 genannten Schwellenwerte durch Verordnung 
unter Bedachtnahme auf die Sicherheit (§ 1 Z 1) an den Stand von Wissenschaft und Technik anzupassen. 
Mit In-Kraft-Treten einer diesen Gegenstand regelnden Verordnung treten die entsprechenden 
Bestimmungen der Abs. 2 bis 4 außer Kraft. 
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(7) Die Analysen zur Feststellung der Überschreitung der Schwellenwerte gemäß Abs. 2 bis 4 
müssen nach Verfahren für die Untersuchung und Probenahme erfolgen, die als nationale oder 
internationale Normen veröffentlicht wurden oder durch nationale oder internationale Arbeitsgruppen, 
vorzugsweise durch das Gemeinschaftliche Referenzlabor der Europäischen Kommission validiert 
wurden. Sind solche Verfahren nicht verfügbar, dürfen andere Methoden nur angewendet werden, wenn 
sie für die Anwendung geeignet sind und dafür in Vergleichsuntersuchungen validiert wurden. 

(8) Schwellenwerte, die für das unbeabsichtigte oder technisch unvermeidbare Vorhandensein von 
GVO in Produkten gemäß saatgutrechtlicher, lebensmittelrechtlicher oder futtermittelrechtlicher 
Vorschriften bzw. in unmittelbar anwendbaren Rechtsvorschriften der Europäischen Union festgelegt 
sind, werden durch die Abs. 2 bis 6 nicht berührt. 


